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§ 135 GewO 1994 Uberlassung von
Arbeitskraften

GewO 1994 - Gewerbeordnung 1994

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 06.03.2025

1. (1)Einer Gewerbeberechtigung bedarf die Zurverfiigungstellung von Arbeitskraften zur Arbeitsleistung an Dritte
(Uberlassung von Arbeitskraften; § 94 Z 72).
2. (2)Kein reglementiertes Gewerbe gemaR § 94 Z 72 ist
1. 1.die voriibergehende Uberlassung von Arbeitskréften an Beschéftiger, welche die gleiche Erwerbstatigkeit
wie der Uberlasser ausiiben, unter der Voraussetzung, dass der Charakter des Betriebes des Uberlassers
gewahrt bleibt, bis zur Hochstdauer von sechs Monaten im Kalenderjahr, wobei auch die Zeiten
nacheinander folgender Uberlassungen verschiedener Arbeitskrifte zusammenzuzéhlen sind;
2. 2.die Uberlassung von Arbeitskraften durch Erzeuger, Verkéufer oder Vermieter von technischen Anlagen
oder Maschinen, wenn
1. a)zur Inbetriebnahme, Wartung oder Reparatur von technischen Anlagen oder Maschinen oder
2. b)zur Einschulung von Arbeitnehmern des Beschaftigers die Uberlassenen Arbeitskrafte als Fachkrafte
erforderlich sind und der Wert der Sachleistung Uberwiegt;
3. 3.die Uberlassung von Arbeitskraften innerhalb einer Arbeitsgemeinschaft oder bei der betrieblichen
Zusammenarbeit
1. a)zur Erfullung gemeinsam Gbernommener Auftrage oder
2. b)zum Zwecke des Erfahrungsaustausches, der Forschung und Entwicklung, der Ausbildung, der
Betriebsberatung oder der Uberwachung oder
3. ¢)in Form einer Kanzlei- oder Praxisgemeinschaft;
4. 4.die Uberlassung von Arbeitskraften zwischen Konzernunternehmen innerhalb eines Konzerns im Sinne des
8§ 15 des Aktiengesetzes 1965, BGBI. Nr. 98 und des§ 115 des Gesetzes tber Gesellschaften mit beschrankter
Haftung, RGBI. Nr. 58/1906, sofern die Uberlassung nicht zum Betriebszweck des Uiberlassenden
Unternehmens gehort;
5. 5.die Uberlassung von Arbeitskréften bei der Entwicklungshilfe nach dem Entwicklungshilfegesetz,BGBI.
Nr. 474/1974.
3. (3)Fur die Erteilung der Gewerbeberechtigung ist erforderlich
1. 1.bei natirlichen Personen die Staatsangehdrigkeit einer EWR-Vertragspartei und ihr Wohnsitz in einem
EWR-Vertragsstaat,
2. 2.beijuristischen Personen und eingetragenen Personengesellschaften
1. a)ihr Sitz oder ihre Hauptniederlassung in einem EWR-Vertragsstaat und
2. b)wenn die Uberlassung von Arbeitskréften im Verhdltnis zu den anderen wirtschaftlichen
Betatigungen des betreffenden Rechtstragers keine nur untergeordnete Bedeutung hat, die
Staatsangehdrigkeit einer EWR-Vertragspartei der Mitglieder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen
Organe oder der geschaftsfuhrungs- und vertretungsbefugten Gesellschafter und deren Wohnsitz in
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einem EWR-Vertragsstaat.

4. (4)Die fur die GewerbeauslUbung erforderliche Zuverldssigkeit ist insbesondere dann nicht gegeben, wenn das
Verhalten des Gewerbeinhabers die Annahme rechtfertigt, dass das Gewerbe in einer den Schutz und die Rechte
der Arbeitskrafte nicht gewahrleistenden Art ausgelbt wird; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der
Gewerbeinhaber

1. 1.gegen die Vorschriften des Arbeitskrafteiberlassungsgesetzes verstol3en hat oder
2. 2.Verpflichtungen eines Arbeitgebers, die sich aus dem Arbeitsrecht einschlief3lich des
Arbeitnehmerschutzes oder des Sozialversicherungsrechtes ergeben, erheblich verletzt hat.

5. (5)Die Gewerbeberechtigung fiir das Gewerbe der Uberlassung von Arbeitskréften ist von der Behérde § 361
Abs. 1) zu entziehen, wenn die im Abs. 3 bezeichneten Voraussetzungen nicht mehr zur Ganze erfullt werden
oder die fiir die Gewerbeaustbung erforderliche Zuverlassigkeit (Abs. 4) nicht mehr gegeben ist.

6. (6)Die zustandige Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die zustéandige Kammer fir Arbeiter und
Angestellte sind berechtigt, die Entziehung der Gewerbeberechtigung fiir das Gewerbe der Uberlassung von
Arbeitskraften zu beantragen. Vor der Erlassung eines Bescheides Uber einen solchen Antrag hat die Behérde die
im ersten Satz genannten Stellen aufzufordern, innerhalb einer Frist von sechs Wochen Gutachten Uber das
Vorliegen der Voraussetzungen fir die Entziehung der Gewerbeberechtigung abzugeben; dies gilt nicht fir jene
Stelle, die den Antrag auf Entziehung der Gewerbeberechtigung gestellt hat. Gegen einen Bescheid auf Grund
eines solchen Antrages steht jeder der im ersten Satz genannten Stellen jeweils dann das Recht der Beschwerde
zu, wenn die Entscheidung ihrem Antrag oder ihrem fristgerecht abgegebenen Gutachten widerspricht oder wenn
sie nicht gehort worden ist.

7. (7)Die Abs. 5 und 6 gelten sinngemal fur Verfahren betreffend den Widerruf nachg 91 Abs. 1.

In Kraft seit 01.01.2014 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=58/1906&SkipToDocumentPage=True
https://www.jusline.at/gesetz/gewo/paragraf/361
https://www.jusline.at/gesetz/gewo/paragraf/91
file:///

	§ 135 GewO 1994 Überlassung von Arbeitskräften
	GewO 1994 - Gewerbeordnung 1994


